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Einleitung

Der Bundesverband der Recherche- und Informationsstellen Antisemitis-
mus e. V. (Bundesverband RIAS) ist der Dachverband zivilgesellschaftlicher 
Meldestellen für antisemitische Vorfälle in Deutschland. Er verfolgt das 
Ziel, bundesweit eine einheitliche zivilgesellschaftliche Dokumentation 
antisemitischer Vorfälle ober- und unterhalb der Strafbarkeitsgrenze zu 
gewährleisten, die in jährlichen Berichten systematisch ausgewertet und 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Neben den Meldungen von 
Betroffenen und Zeug*innen, dem Versammlungs- und Pressemonitoring 
sind auch polizeilich erfasste Straftaten Teil der Datengrundlagen, wenn 
diese zugänglich gemacht werden. In den vergangenen Jahren gab es aller-
dings keinen flächendeckenden systematischen Abgleich mit den polizei-
lichen Statistiken zu antisemitischen Straftaten.

Der Kriminalpolizeiliche Meldedienst Politisch Motivierte Kriminalität 
(KPMD-PMK), in den neben den klassischen Staatsschutzdelikten auch Hass-
kriminalität beziehungsweise antisemitische Straftaten eingehen, ist seit 
Beginn Gegenstand der Arbeit des Bundesverbandes RIAS, etwa in den vom 
Bundesverband RIAS durchgeführten Problembeschreibungen zu Antisemitis-
mus in mehreren Bundesländern (vgl. RIAS-BK 2018; Bundesverband RIAS, 
2019, 2020, 2021a, 2021b, 2022; SABRA 2020). Das durch das BMI geförderte 
Projekt Austausch von Polizei und Zivilgesellschaft zu Antisemitismus (APZAS) 
wurde ins Leben gerufen, um einerseits den Austausch zwischen regiona-
len Antisemitismus-Meldestellen und den Polizeistellen zu initiieren und zu 
begleiten sowie andererseits die Erfassungspraxis in den föderal arbeitenden 
Landeskriminalämtern aus zivilgesellschaftlicher Perspektive zu untersuchen 
und dabei insbesondere den zugrunde liegenden Antisemitismusbegriff 
nachzuvollziehen. Dafür wurden 2023 zwölf leitfadengestützte Interviews 
mit Expert*innen (vgl. Helfferich, 2019) aus den Bereichen Zivilgesellschaft, 
Wissenschaft, Justiz, der polizeilichen Hochschullehre sowie Vertreter*innen 
unterschiedlicher Landeskriminalämter geführt. Die Interviews wurden im 
Anschluss inhaltsanalytisch ausgewertet (vgl. Kuckartz, 2012; Schreier, 2012). 
Ausgewählte Ergebnisse werden in diesem Beitrag diskutiert.

Bevor wir uns der Kritik der Extremismus-Konzeption widmen, werden 
zunächst das Antisemitismusverständnis des KPMD-PMK sowie Perspek-
tiven von Betroffenen untersucht.
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Antisemitismusverständnis  
und die Perspektive von Betroffenen

Straftaten, die von der Polizei als politisch motiviert eingeschätzt und dem 
Unterthemenfeld Antisemitismus zugeordnet werden, bilden das sogenannte 
Hellfeld antisemitischer Straftaten (vgl. Kohlstruck et al., 2020). Straftaten 
werden der Polizei in der Regel bekannt, wenn Betroffene oder Zeug*innen 
eine Anzeige erstatten. Die Bereitschaft hierfür ist bei Hasskriminalität und 
somit auch bei antisemitischen Straftaten gering (vgl. u. a. Lang, 2018) und 
hat unterschiedliche Gründe, wie Hendlmeier (vgl. 2024) ausgeführt hat. Die 
Gründe reichen von negativen Erfahrungen im vorherigen Kontakt mit der 
Polizei bis hin zu dem Wunsch, das Erlebte schnell verarbeiten zu können, 
oder dem Eindruck, eine Anzeige bei der Polizei würde nichts bewirken (vgl. 
ebd.). Neben der Anzeigebereitschaft hängt es aber auch von den zuständigen 
Beamt*innen ab, ob das antisemitische Motiv erkannt wird, um dieses sach-
gemäß an die entsprechenden Stellen weiterzuleiten. Im Berliner Leitfaden 
zur Verfolgung antisemitischer Straftaten ist dazu festgehalten, dass Ver-
dachtsfälle, bei denen ein antisemitisches Motiv vorliegen könnte, frühest-
möglich dem polizeilichen Staatsschutz übergeben werden sollen. Mit dem 
Leitfaden soll Amts- und Staatsanwaltschaften sowie der Polizei Berlin „eine 
praxisnahe Handlungsempfehlung für die Verfolgung antisemitischer Straf-
taten gegeben werden“ (Polizei Berlin, Generalstaatsanwaltschaft Berlin 
& Stadt Berlin, 2022, o. S.). Voraussetzung für das Verfahren sind demnach 
die Kompetenzen, um Antisemitismus in jeglichen Erscheinungsformen zu 
erkennen. In den Interviews rekurrierten die befragten Polizist*innen vor 
allem auf ihr Erfahrungswissen und schätzten die sachgemäße Einordnung 
einer antisemitischen Straftat als eher einfach ein (P2). Demgegenüber ste-
hen die Ergebnisse von Lorenz-Milord und Steder (vgl. 2023), die fehlende 
Kenntnisse konstatieren, um Antisemitismus zu erkennen. Unterschieden 
werden muss zwischen den Polizeibeamt*innen, die etwa beim Staatsschutz 
für das Themenfeld Antisemitismus zuständig und entsprechend ausgebildet 
sind, und den Polizeibeamt*innen, auf die Betroffene treffen, wenn sie eine 
Anzeige erstatten. Die Arbeit der RIAS-Meldestellen zeigt, dass häufig der 
Erstkontakt mit der Polizei entscheidend ist, ob eine Straftat als antisemitisch 
erkannt wird. So berichten Betroffene RIAS-Berlin von Erlebnissen, in denen 
die Beamt*innen im Erstkontakt mit den Betroffenen die antisemitischen 
Anfeindungen als „Jugend- oder Kinderstreich“ abtaten, und das sogar im 
Fall einer Morddrohung gegenüber Minderjährigen (Hatlapa et al., 2023).
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In der Statistik politisch motivierter Kriminalität werden Straftaten als anti-
semitisch erfasst, wenn sie „aus einer antijüdischen Haltung“ (BKA, o. J.)  
heraus begangen wurden. Die knappe Definition forciert nicht den bei-
spielsweise verbalisierten Antisemitismus, sondern hebt darauf ab, dass 
nachgewiesen werden muss, dass dieser handlungsleitend war. Für die 
Bestimmung von Antisemitismus findet sich seit 2020 auch die Arbeits-
definition der International Holocaust Remenbrance Alliance – kurz IHRA –  
in den entsprechenden Unterlagen des KPMD-PMK. Dort wird Antisemitis-
mus wie folgt beschrieben: „Antisemitismus ist eine bestimmte Wahr-
nehmung von Juden, die sich als Hass gegenüber Juden ausdrücken kann. 
Der Antisemitismus richtet sich in Wort oder Tat gegen jüdische oder nicht-
jüdische Einzelpersonen und/oder deren Eigentum, sowie gegen jüdische 
Gemeindeinstitutionen oder religiöse Einrichtungen. Darüber hinaus kann 
auch der Staat Israel, der dabei als jüdisches Kollektiv verstanden wird, Ziel 
solcher Angriffe sein“ (BKA, 2022, S. 11). Die für die Praxis entwickelten Bei-
spiele, die eine Anwendung der IHRA wesentlich unterstützen und sich auch 
explizit mit dem Erkennen von israelbezogenem Antisemitismus befassen, 
fehlen im Themenfeldkatalog des KPMD-PMK jedoch (vgl. auch Kaggl et al., 
2024). Dabei stellen wir in unserer Tätigkeit immer wieder fest, dass nicht 
alle Erscheinungsformen von Antisemitismus von der Polizei gleich gut 
erkannt werden. So werden Ausdrucksformen von modernem Antisemitis-
mus wie Verschwörungsmythen, aber auch israelbezogener Antisemitismus 
häufig nicht erkannt. Ein Grund hierfür ist die Fokussierung auf Antisemitis-
mus in Bezug auf den Nationalsozialismus, wie sie aus dem Strafgesetzbuch 
hervorgeht (Z1; J1; Z2; W1; W3). Einen anderen Grund stellen die Codierung 
und Wandlung von Ausdrucksformen dar, die insbesondere im Themenfeld 
Antisemitismus zu beobachten sind. Nicht erst seit dem 7. Oktober 2023 sind 
kommunikative Strategien, wie die Vermeidung der Worte Jüdin und Jude, 
verbreitet. Auch die Abwehr, es handle sich nicht um Antisemitismus, son-
dern stelle lediglich eine Kritik dar, wird immer wieder aufs Neue aktualisiert. 
Das Projekt Regishut des Vereins für Demokratische Kultur in Berlin e. V., das 
die Polizei Berlin mit politischer Bildung bei der Verbesserung der Prävention 
und Verfolgung antisemitischer Straftaten unterstützt, hält nach Gesprächen 
mit etwa 200 Polizist*innen und der Auswertung von Aus- und Fortbildungs-
materialien fest, dass der „Mehrheit der Befragten […] Grundwissen über 
aktuelle Erscheinungsformen von Antisemitismus“ fehlte, dieser „zumeist 
als politisch rechts oder pathologisches Phänomen wahrgenommen“ wurde 
und Formen von israelbezogenem Antisemitismus größtenteils unbekannt 
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waren (Lorenz-Milord et al., 2022, S. 124). Zu einem ähnlich ernüchternden 
Ergebnis kommen auch die Autor*innen des Forschungsprojekts EMPATHIA³ 
in einer aktuellen Interviewstudie mit 39 Polizist*innen aus Nordrhein-West-
falen (Grimm et al., 2024). In der RIAS-Dokumentation antisemitischer Vor-
fälle werden daher die Erscheinungsformen von Antisemitismus – darunter 
fallen antisemitisches Othering, Post-Schoa-Antisemitismus sowie Formen 
von modernem, antijudaistischem und israelbezogenem Antisemitismus – 
von den politischen Hintergründen der Täter*innen unterschieden. In der 
Zuordnung findet zwischen den Kategorien kein Automatismus statt: Jede 
antisemitische Erscheinungsform kann von jedem politischen Hintergrund 
ausgehen, was sich auch regelmäßig in unseren Auswertungen abbildet. 
Grundlage für die inhaltliche Bestimmung von Antisemitismus stellen eine 
operationalisierte Version der Arbeitsdefinitionen Antisemitismus sowie die 
Arbeitsdefinition zur Leugnung und Verharmlosung der Schoa der IHRA dar.

Den RIAS-Meldestellen werden zudem immer wieder Vorfälle bekannt, bei 
denen die Betroffenen den Eindruck hatten, dass ihr Anliegen von der Polizei 
nicht ernst genommen wird oder sie sogar selbst für die antisemitische Tat 
verantwortlich gemacht wurden. Als im Mai 2021 Jüdinnen und Juden, die 
aufgrund jüdischer Symbole als solche erkennbar waren, zufällig an einer 
antiisraelischen Versammlung vorbeikamen und von Teilnehmer*innen 
angegriffen wurden, legten die Beamt*innen vor Ort der Gruppe nahe, 
ihre Sichtbarkeit als Jüdinnen und Juden einzuschränken, und signalisier-
ten damit, dass sie Mitverantwortung an dem Angriff tragen (Hatlapa et 
al., 2023). Der Vorfall aus Berlin zeigt, wie die Perspektive der Betroffenen 
infrage gestellt und die Schuld am Antisemitismus verlagert wird. Nicht 
zuletzt deshalb fordern Betroffenen- und Opferverbände seit Jahrzehnten, 
die Perspektive der Betroffenen stärker zu berücksichtigen. Das stellt nicht 
nur eine demokratische Mindestforderung dar, sondern findet sich auch 
in geltendem EU-Recht und verbindlichen Dokumenten wieder, etwa der 
EU-Opferschutzrichtlinie 2012/29/EU, nach der Gewaltopfer das Recht auf 
Zugang zu spezialisierter und unabhängiger Beratung haben müssen (Z2). 
Diese Forderungen finden zwar zunehmend auch bei den Strafverfolgungs-
behörden Gehör, es bleibt aber weitestgehend offen, wie sich das jenseits 
der Befragung der Betroffenen konkret ausgestaltet. Dabei wäre es auch für 
die Ermittlung der Tatmotivation von Hasskriminalität aus „kriminalisti-
schen und taktischen Gründen nötig, die Opferzeug*innen stets über die 
Motivation der Täter*innen zu befragen“ (Schellenberg, 2024, S. 26).
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Das Extremismusmodell als Grundlage  
der Phänomenbereichslogik des KPMD-PMK

Neben weiteren Problemfeldern (vgl. dazu Kaggl et al., 2024) stellt einer 
der größeren Kritikpunkte an der Erfassung antisemitischer Straftaten, die 
sich aus unserer Untersuchung ergeben haben, die Logik der sogenannten 
Phänomenbereiche dar. Bereits 2017 stellte der Unabhängige Expertenkreis 
Antisemitismus (UEA) fest, dass für die Zuordnung antisemitischer Straf-
taten in die Phänomenbereiche, das heißt „Rechts“, „Links“ sowie damals 
„Ausländer“ und „Sonstige/Nicht zuzuordnen“, weiterhin das Extremismus- 
Konzept handlungsleitend sei (vgl. Deutsche Bundesregierung & UEA, 
2017). Dadurch würde das Erkennen vorurteilsmotivierter Straftaten, 
die sich jenseits „des klassischen Musters rechtsextremer Tatbegehung 
bewegen“ (Lang, 2014, S. 464), erschwert. Diese Einschätzung kann auch 
nach einer offiziellen „Loslösung von der bis dahin dominierenden Orien-
tierung am Extremismusbegriff “ (BKA, 2016, S. 4) mit der Erneuerung des 
Definitionssystems im Jahr 2016 gelten (vgl. Kleffner, 2018) beziehungs-
weise nach der Aufteilung der Kategorie „Ausländerkriminalität“ in „Aus-
ländische Ideologie“ und „Religiöse Ideologie“ (vgl. BKA, 2016, S. 4). Das 
Extremismusmodell bleibt auch gemäß den von uns befragten Expert*in-
nen bei den einzelnen Beamt*innen, der Polizei als Institution und dem 
KPMD-PMK selbst handlungsleitend.

Das Extremismusmodell als Grundlage  
der Phänomenbereiche des KPMD-PMK

Durch die Struktur der Phänomenbereiche wird bereits deutlich, dass 
der Bereich, aus dem politisch motivierte Straftaten konsequenterweise 
stammen können, vorab auf die vermeintlichen Ränder der Gesellschaft –  
also linke, rechte, religiöse oder ausländische Extremist*innen – festgelegt 
wird. Das bezeichnet einen Missstand, der in der Forschungsliteratur vielfach 
der Kritik unterzogen wurde (vgl. u. a. Berendsen et al., 2019; Botsch, 2021; 
Schellenberg, 2019; Stöss, 2015). Nicht zuletzt der Antisemitismus zeigt aller-
dings, dass eine solche Beurteilung zumindest stark verkürzt bleiben muss, 
da Antisemitismus ein die gesamte Gesellschaft umfassendes Problem dar-
stellt, das gerade nicht auf politische „Extremist*innen“ ausgelagert werden 
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kann und darf. Antisemitismus stellt dagegen ein alle politischen Spektren 
übergreifendes und für Jüdinnen und Juden alltagsprägendes Phänomen 
dar (vgl. Poensgen & Kopp, 2020). In diesem Zusammenhang sei auf die vom 
Bundesverband RIAS angewendeten politisch-weltanschaulichen Hinter-
gründe, mit denen antisemitische Vorfälle erfasst werden, hingewiesen. 
Aufgenommen werden neben rechtsextremen/rechtspopulistischen, links/
antiimperialistischen auch islamisch/islamistische, verschwörungsideo-
logische Hintergründe oder jene, die RIAS einer politischen Mitte, dem 
christlich/christlich-fundamentalistischen Hintergrund oder etwa dem anti-
israelischen Aktivismus zuordnet. Sofern aus der Vorfallsmeldung und der 
anschließenden Verifizierung keine eindeutigen Indikatoren gezogen wer-
den können, die eine Zuordnung zu einem politischen Hintergrund zulassen, 
wird der antisemitische Vorfall als „unbekannt“ vermerkt. Dabei kommt 
es also viel weniger auf die angenommene beziehungsweise abgeleitete 
Motivation der Täter*innen an, welche in den seltensten Fällen etwa durch 
Bekennerschreiben offen zutage tritt. Zentral für die Kategorisierung der 
Vorfälle sind vielmehr von Betroffenen oder Zeug*innen der Tat erlebte oder 
wahrgenommene Indikatoren, die mithilfe von wissenschaftlicher Exper-
tise durch RIAS-Mitarbeiter*innen kontextualisiert und verifiziert werden 
(vgl. Bundesverband RIAS, 2024).

Automatismus PMK-Rechts  
bei antisemitischen Straftaten?

Zwar wurde hier seit dem 7. Oktober 2023 und der Intervention von Bundes-
innenministerin Nancy Faeser erneut Bewegung in die Thematik gebracht, 
allerdings galt bis zum 1. Januar 2024 die Sonderregelung, antisemitische 
Straftaten der PMK-Rechts zuzuordnen, sofern keine Anhaltspunkte für 
einen anderen Phänomenbereich vorlagen (vgl. Buchsteiner, 2023). Unsere 
Gesprächspartner*innen aus den verschiedenen LKÄ erklären dies in 
erster Linie mit der kriminalistischen Erfahrung beziehungsweise der 
so bezeichneten statistischen „Wahrscheinlichkeit“, da die meisten anti-
semitischen Straftaten einen rechten Hintergrund hätten (P2; P3; P4; P5). 
Daraus zieht ein*e Interviewpartner*in den Schluss, „dass die Straftaten, 
wo man keinen Täter hat, […] die werden dann natürlich auch Rechts sein, 
fast immer. […] Also wir neigen dazu zu sagen, von Unbekannt verübte 
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antisemitische Straftaten sind grundsätzlich Rechts, nicht immer, aber 
grundsätzlich“ (P3). Dass allerdings nicht sinnvoll und gerade angesichts 
des immensen Dunkelfelds von bekannt gewordenen antisemitischen 
Straftaten auf solche mit nicht ausreichender Hinweislage geschlossen 
wird, wird von den uns Interviewten nicht problematisiert.

RIAS sieht in dieser Praxis eine potenziell verstärkende Wirkung der bereits 
vom UEA festgehaltenen Perspektivendivergenz (BMI & UEA, 2017, S. 93) 
zwischen Polizei und Betroffenen sowie Wissenschaft und zivilgesellschaft-
licher Öffentlichkeit (Z1; W3). Bei allen Einschränkungen der Vergleichbar-
keit sei hier auf die RIAS-Zahlen verwiesen: Stand der Phänomenbereich 
PMK-Rechts beim Unterthemenfeld „antisemitisch“ 2022 etwa bei 83 % (BMI 
& BKA, 2023), waren es bei den RIAS bekannt gewordenen antisemitischen 
Vorfällen 2022, die eindeutig dem politischen Hintergrund rechtsextrem/
rechtspopulistisch zugeordnet werden konnten, nur 13 % (vgl. Bundes-
verband RIAS, 2023). Angesichts der Gelegenheitsstruktur, die der 7. Oktober 
2023 für antisemitische Vorfälle konstituierte (vgl. dazu Gruber et al., 2024), 
machte der Anteil im Unterthemenfeld „antisemitisch“ im Phänomen-
bereich PMK-Rechts insgesamt nur rund 59 % aus (BMI & BKA, 2024). RIAS-
Meldestellen registrierten 2023 dagegen antisemitische Vorfälle im Ausmaß 
von 9 %, die dem politisch-weltanschaulichen Hintergrund rechtsextrem/
rechtspopulistisch zugeordnet werden konnten. RIAS ordnet antisemitische 
Vorfälle einem von sieben unterschiedenen politisch-weltanschaulichen 
Hintergründen zu, wenn sich dieser eindeutig aus dem Vorfall selbst, aus den 
verwendeten antisemitischen Stereotypen oder aus dem Kontext der Situa-
tion ergibt. Da eine eindeutige Zuordnung nicht immer möglich ist, können 
viele antisemitische Vorfälle keinem Hintergrund zugeordnet werden. 2023 
blieb in 61 % der Fälle der politische Hintergrund unbekannt, konnte also 
nicht eindeutig zugeordnet werden (Bundesverband RIAS, 2024).

Der Phänomenbereich „Sonstige Zuordnungen“

Ausgesetzt wurde die quasiautomatisierte Zuordnung dem Anschein nach 
auch im Angesicht der Proteste gegen die Eindämmung der Pandemie (J1), 
die die Kategorie PMK-Nicht beziehungsweise Sonstige Zuordnungen in 
den letzten Jahren stark anschwellen ließ und für das Unterthemenfeld 
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„antisemitisch“ mit knapp 13 % 2022 die zweitgrößte Kategorie darstellt. 
Durch die Corona-Pandemie hat sich die Nutzung der – historisch sehr viel 
kleineren Kategorie – auch für andere Fälle eingebürgert (P2; P3; P4). Dabei 
hält eine*r unserer Interviewpartner*innen fest, dass gerade das Feld der 
„Corona-Leugner […] Kategorien wie rechts, links, islamistisch vor Pro
bleme“ (W1) stellt, da sich hier Versatzstücke unterschiedlicher Ideologien 
und Weltbilder wiederfinden. Diese seien „schwer, diesen Riesen-Kate-
gorien“ (W1) zuzuordnen. Für eine*n andere*n Interviewpartner*in wird 
durch das Anschwellen der Sonstigen Zuordnungen die „Grobheit“ der 
Begriffe (W2) umso deutlicher.

Dass die Zuordnung immer auch ein Politikum darstellt, wird ersichtlich 
darin, dass Straftaten, die im Zusammenhang mit den Protesten im Kontext 
der Corona-Pandemie zu PMK-Sonstige zugeordnet wurden, auch als eine 
Vermeidungshaltung oder eine Entpolitisierung rechter Akteure verstanden 
werden kann (vgl. hierzu zentral VBRG, 2023): „Aber jetzt wollte man den 
Leuten nicht unterstellen, dass das alles rechte Straftaten sind, sondern hat 
gesagt: ‚Oh, die tun das so ein bisschen aus Unwissenheit, oder wenn sie 
sich auf Anne Frank berufen, […] die drücken sich zwar falsch aus, aber 
die meinen es ja nicht böse“ (J1). Warum gerade antisemitische sogenannte 
„Corona-Leugner“ nicht Rechts zugeordnet würden, erschließe sich hier 
nicht (J1). Dagegen gehen die von uns interviewten Vertreter*innen der 
Polizei davon aus, dass die Masse der Protestierenden „politisch überhaupt 
gar nicht interessiert“ gewesen sei (P3) und dass nur bei einer Minderheit 
eine rechte Motivation vorgelegen habe. Die befragten Vertreter*innen der 
Landeskriminalämter sahen trotz dieser vielfach auch von ihnen selbst 
beobachteten und thematisierten gesellschaftlichen Veränderung keinen 
Bedarf an einer grundsätzlichen Reformierung des KPMD-PMK. Gegen 
Problemlagen wurde dagegen vielfach die Stärke der Erfassung anhand 
der Themenfelder, die auch eine Mehrfachvergabe vorsieht, betont (J1; P1; 
P4). Das Anschwellen der Sonstigen Zuordnungen scheint dabei weniger 
als ein institutionelles als vielmehr ein temporäres Problem auf Grund-
lager der Proteste betrachtet zu werden (P1; P2; P3; P5). Trotz gestiegener 
Fallzahlen in diesem Bereich (vgl. BMI & BKA, 2024) wurde der Phänomen-
bereich Sonstige Zuordnung im Zuge des antisemitischen Geschehens im 
Nachgang der Massaker des 7. Oktober 2023 vom Phänomenbereich Aus-
ländische Ideologie überholt, was der Analyse der von uns interviewten 
Vertreter*innen der Landeskriminalämter zunächst recht zu geben scheint. 
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Dennoch verweist die Sammelkategorie aus unserer Perspektive weiterhin 
auf ein strukturelles Problem, welches in den Erfassungsmodalitäten des 
KPMD-PMK angelegt ist.

Aus RIAS-Perspektive ist eine differenziertere Zuordnung ohne ungerecht-
fertigte Sonderregelungen zunächst positiv einzuschätzen. Zugleich muss 
hervorgehoben werden, dass die auf der Extremismustheorie fußenden 
Kategorien unzureichend sind, um eine möglichst nuancierte Zuordnung 
zu ermöglichen, denn auch für die Polizei bleiben bei PMK-Sonstige 
Zuordnungen Fragezeichen (P4) – auch wenn diese Kategorie aktuell nicht 
mehr ganz so groß erscheint. Das gilt aus unserer Perspektive insbesondere, 
wenn in eine solche Kategorie nicht etwa nur unbekannt gebliebene Vorfälle 
fallen, sondern eine ganze Reihe zum Teil sehr unterschiedlicher Sachver-
halte, die wenigstens zum Teil relativ genau zuordenbar wären.1 Zumindest, 
sofern ein entsprechend differenziertes Kategoriensystem vorläge.

Öffentliche Wahrnehmung und Kommunikation

Die größere Öffentlichkeit und damit den politischen Bezugspunkt 
erzeugen trotz der vielfach geäußerten Stärke nicht die aufgeschlüsselten 
Themenfelder, sondern die jährlich präsentierten Fallzahlen zumeist aus-
schließlich anhand der Phänomenbereiche. Politisch verwertet würde ent-
sprechend gemäß einer*eines unserer Befragten aus dem Bereich Justiz 
wesentlich „über die Phänomenbereiche und nicht über die Themenfelder“ 
(J1). Eine drastische Auswirkung dessen könnte dadurch sein, dass (anti-
semitische) Straftaten, die in der Kategorie Sonstige Zuordnungen landen, 
in der öffentlichen Debatte gar nicht mehr als politische Kriminalität wahr-
genommen werden, wie unser*e Interviewpartner*in festhält (J1). Auch der 
Polizei selbst sei damit kein gutes Handwerk zur Analyse und Prävention 

1	 Die „in ihrer Entwicklung sehr dynamisch[e]“ (P1) Sammelkategorie umfasst etwa Täter*innen, 
denen beispielsweise aufgrund fehlender Informationen (P1) tatsächlich keine politische Tatmo-
tivation nachgewiesen werden konnte oder bei denen diese übersehen wurden (W1), Täter*innen, 
die einfach keinem anderen Phänomenbereich zugeordnet werden können (J1) weil „die Behörden 
hier offensichtlich Schwierigkeiten haben, bestimmte Straftaten in ihr Schema einzuordnen“ (W3; 
siehe auch P4), unaufgeklärte Straftaten, die etwa Wahlplakate beschädigen (P2; P3; P5), aber auch 
Strafunmündige, die ein Staatsschutzdelikt begangen haben (P4), sowie politisch motivierte, aber 
innerlich wiederum stark heterogene Gegner*innen der Corona-Maßnahmen (P1; P2; P4; P5).
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mehr mitgegeben (J1). In der Außenkommunikation kommen darüber hin-
aus Mehrfachzuordnungen zumeist nicht vor. Wie viele antisemitische 
Straftaten sich also mit anderen Themenfeldern überschneiden, wird der 
Öffentlichkeit nur in seltenen Ausnahmefällen bekannt gemacht. Statt-
dessen bleibt es bei der Aufschlüsselung anhand des Extremismusmodells 
und der Phänomenbereiche. Unscharfe und zuweilen undifferenzierte 
Begriffe (W1; W2), ein System, das zugleich über- und unterkomplex 
erscheint (W3), tragen ihr Übriges zu dieser Problematik bei.

Ein durch die Jahre immer weiter aufgeblähtes, wissenschaftlich ver-
altetes Kategoriensystem (siehe auch Schellenberg, 2024) auf Grundlage 
des wissenschaftlich umstrittenen Extremismusmodells steht im Kern all 
dieser Debatten. Nicht nur im Bereich Antisemitismus scheint es daher 
kaum in der Lage, ein realistisches Lagebild zu ermöglichen, weswegen 
für eine*r unserer Gesprächspartner*innen die eigentliche Frage der PMK-
Statistik lautet müsste: „Wann verabschieden sich Polizei oder Polizeien 
und Verfassungsschutz von der Extremismustheorie als übergeordnetes 
System, in dem politisch motivierte Gewalt erfasst wird?“ (Z2).

Fazit

Antisemitismus bleibt ein gesamtgesellschaftliches Phänomen, das sich 
in den Phänomenbereichen der PMK-Statistik nur unzureichend abbilden 
lässt, da die Statistik auf vermeintliche oder tatsächliche Ränder der 
Gesellschaft abstellt und Unbekanntes mit Sonstigem zusammenfällt. 
Dabei trägt der Umstand, dass Betroffene häufig nicht sagen können, aus 
welchem politischen Spektrum Täter*innen kommen, entscheidend zum 
alltagsprägenden Charakter von Antisemitismus bei. Die Untersuchung 
im Projekt APZAS zeigt auch, dass nicht alle Formen von Antisemitismus 
gleichermaßen gut erkannt werden. Beides schränkt die Aussagefähig-
keit des Lagebildes, das die Öffentlichkeit über das Ausmaß und die Ent-
wicklungen antisemitischer Vorfälle in Deutschland informiert, ein. Neben 
der Transparenz über die Grundlagen und Verfahren der Erfassung sollte 
darum auch die Perspektive von Betroffenen in der Erfassungspraxis 
berücksichtigt werden.
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